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546.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

V E R T R A G
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER SOZIALISTISCHEN
FÖDERATIVEN REPUBLIK JUGOSLA-

WIEN ÜBER DIE AUSLIEFERUNG

Der Bundespräsident der Republik Österreich

und

das Präsidium der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien,

von dem Wunsche geleitet, die rechtlichen Bezie-
hungen zwischen den beiden Staaten zu vertiefen
und den rechtlichen Verkehr zwischen ihnen zu
erleichtern, sind übereingekommen, einen Vertrag
über die Auslieferung abzuschließen, und haben zu
diesem Zweck folgendes vereinbart:

A u s l i e f e r u n g s p f l i c h t

Artikel 1

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, einander
auf Ersuchen nach den nachstehenden Vorschriften
und Bedingungen Personen auszuliefern, die im
ersuchenden Staat wegen einer gerichtlich strafba-
ren Handlung verfolgt oder zur Vollstreckung
einer gerichtlichen Strafe oder vorbeugenden Maß-
nahme gesucht werden.

S t r a f b a r e H a n d l u n g e n , d i e d e r A u s -
l i e f e r u n g u n t e r l i e g e n

Artikel 2

(1) Die Auslieferung wird zur Verfolgung von
Handlungen bewilligt, die nach dem Recht beider
Vertragsstaaten mit einer mehr als einjährigen Frei-
heitsstrafe oder vorbeugenden Maßnahme dieser
Dauer oder mit einer strengeren Strafe bedroht
sind.
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(2) Die Auslieferung zur Vollstreckung einer
Strafe oder vorbeugenden Maßnahme, die wegen
einer oder mehrerer der in Abs. 1 angeführten
Handlungen rechtskräftig ausgesprochen worden
ist, wird bewilligt, wenn die Dauer der zu vollstrek-
kenden Strafe oder vorbeugenden Maßnahme oder
ihr zu vollstreckender Rest mindestens vier Monate
beträgt. Die Auslieferung wird auch dann bewilligt,
wenn mehrere Strafen oder vorbeugende Maßnah-
men zu vollstrecken sind, deren Gesamtausmaß
mindestens vier Monate beträgt.

(3) Wird die Auslieferung nach Abs. 1 oder
Abs. 2 bewilligt, so wird sie gleichzeitig oder nach-
träglich auch wegen anderer nach dem Recht bei-
der Vertragsstaaten gerichtlich strafbarer Handlun-
gen und zur Vollstreckung von wegen solcher
Handlungen verhängten Freiheitsstrafen oder vor-
beugenden Maßnahmen bewilligt, bei denen die in
den genannten Absätzen festgesetzten zeitlichen
Voraussetzungen nicht zutreffen.

N i c h t a u s l i e f e r u n g e i g e n e r S t a a t s -
a n g e h ö r i g e r

Artikel 3

Angehörige des ersuchten Staates werden nicht
ausgeliefert.

A b l e h n u n g d e r A u s l i e f e r u n g w e g e n
A s y l s o d e r w e g e n v ö l k e r r e c h t l i c h e r

V e r p f l i c h t u n g e n

Artikel 4

Die Auslieferung wird nicht bewilligt:
1. wenn die Person, deren Auslieferung begehrt

wird, auf dem Gebiet des ersuchten Staates
Asyl genießt;

2. wenn die Auslieferung mit Verpflichtungen
des ersuchten Staates aus mehrseitigen Über-
einkommen nicht vereinbar wäre.

P o l i t i s c h e s t r a f b a r e H a n d l u n g e n

Artikel 5

(1) Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn
sie wegen einer Handlung begehrt wird, die nach
Ansicht des ersuchten Staates eine strafbare Hand-
lung politischen Charakters darstellt.

(2) Eine strafbare Handlung gegen das Leben,
einschließlich des Versuches und der Beteiligung
daran, sowie jede andere strafbare Handlung, bei
welcher unter Berücksichtigung aller Umstände des
Einzelfalles, insbesondere der Art der Begehung,
der angewendeten oder angedrohten Mittel oder
der Schwere der eingetretenen oder beabsichtigten
Folgen, der kriminelle Charakter der Tat den politi-
schen überwiegt, wird nicht als strafbare Handlung
politischen Charakters betrachtet.
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M i l i t ä r i s c h e s t r a f b a r e H a n d l u n g e n

Artikel 6

Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn sie
wegen einer Handlung begehrt wird, die nach
Ansicht des ersuchten Staates ausschließlich in der
Verletzung militärischer Pflichten besteht.

F i s k a l i s c h e s t r a f b a r e H a n d l u n g e n

Artikel 7

Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn sie
wegen einer Handlung begehrt wird, die nach
Ansicht des ersuchten Staates ausschließlich eine
Verletzung von Abgaben-, Monopol-, Zoll- oder
Devisenvorschriften oder von Vorschriften über die
Warenbewirtschaftung oder über den Außenhandel
darstellt.

G r u n d s a t z ne bis in i d e m

Artikel 8

(1) Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn
ein gegen die auszuliefernde Person im ersuchten
Staat wegen der dem Auslieferungsersuchen
zugrunde liegenden Handlung geführtes Strafver-
fahren rechtskräftig beendet worden ist.

(2) Ein Freispruch oder eine Einstellung nur
wegen Fehlens der Gerichtsbarkeit steht einer Aus-
lieferung nicht entgegen.

(3) Die Auslieferung wird auch nicht bewilligt,
wenn die auszuliefernde Person wegen der dem
Auslieferungsersuchen zugrunde liegenden Hand-
lung in einem dritten Staat rechtskräftig freigespro-
chen oder schuldig erkannt worden ist und die ver-
hängte Strafe oder vorbeugende Maßnahme bereits
ganz vollstreckt oder zur Gänze oder für den noch
nicht vollstreckten Teil nachgesehen worden ist
oder ihre Vollstreckbarkeit nach dem Recht des
dritten Staates verjährt ist.

V e r j ä h r u n g

Artikel 9

Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die
Strafverfolgung oder die Vollstreckung der Strafe
oder vorbeugenden Maßnahme nach dem Recht
eines der beiden Vertragsstaaten verjährt ist.

T o d e s s t r a f e

Artikel 10

Ist eine dem Auslieferungsersuchen zugrunde lie-
gende Handlung zwar nach dem Recht des ersu-
chenden Staates, nicht aber nach dem Recht des
ersuchten Staates mit der Todesstrafe bedroht, so
darf im ersuchenden Staat an Stelle der Todesstrafe
nur eine Freiheitsstrafe verhängt oder vollstreckt
werden.
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G e r i c h t s b a r k e i t d e s e r s u c h t e n
S t a a t e s

Artikel 11

(1) Die Auslieferung wegen einer Handlung, die
der Gerichtsbarkeit des ersuchten Staates unter-
liegt, wird nicht bewilligt.

(2) Die Auslieferung kann ungeachtet des Abs. 1
bewilligt werden, wenn sie wegen einer anderen
Handlung bewilligt wird und die strafrechtliche
Beurteilung aller Handlungen im ersuchenden
Staat im Interesse der Wahrheitsfindung, aus Grün-
den der Strafbemessung oder aus anderen für das
Strafverfahren wichtigen Gründen, aus Gründen
des Strafvollzuges oder der Resozialisierung der
auszuliefernden Person geboten ist.

S o n d e r f ä l l e

Artikel 12

(1) Die Auslieferung wird nicht bewilligt wegen
einer Handlung, die nach dem Recht beider Ver-
tragsstaaten mit einer fünf Jahre nicht übersteigen-
den Freiheitsstrafe oder vorbeugenden Maßnahme
dieser Dauer bedroht ist und wenn die Auslieferung
die auszuliefernde Person wegen ihres Alters,
wegen ihres seit langem bestehenden Aufenthaltes
im ersuchten Staat oder aus anderen schwerwiegen-
den, in ihren persönlichen Verhältnissen gelegenen
Gründen offenbar unverhältnismäßig hart träfe.

(2) Wird eine Auslieferung aus den Gründen des
Abs. 1 nicht bewilligt, so wird der ersuchte Staat
prüfen, ob gegen die auszuliefernde Person wegen
der dem Auslieferungsersuchen zugrunde liegenden
Handlung ein Strafverfahren einzuleiten ist. Von
dem Ergebnis dieser Prüfung und eines eingeleite-
ten Strafverfahrens ist der ersuchende Staat in
Kenntnis zu setzen.

A m n e s t i e

Artikel 13

Eine im ersuchten Staat erlassene Amnestie steht
der Auslieferung nur entgegen, wenn die Handlung
der Gerichtsbarkeit dieses Staates unterliegt.

A u s n a h m e g e r i c h t e

Artikel 14

Die Person, um deren Auslieferung ersucht wird,
darf im ersuchenden Staat nicht vor ein Ausnahme-
gericht gestellt werden. Die Auslieferung zur Voll-
streckung einer Strafe oder vorbeugenden Maß-
nahme, die von einem solchen Gericht verhängt
worden ist, wird nicht bewilligt.
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V e r f o l g u n g s v o r a u s s e t z u n g e n

Artikel 15

Das Fehlen einer nach dem Recht des ersuchten
Staates zur Einleitung eines Strafverfahrens not-
wendigen Erklärung des Verletzten hindert die
Auslieferung nicht.

A b w e s e n h e i t s u r t e i l e

Artikel 16

Die Auslieferung zur Vollstreckung einer Strafe
oder vorbeugenden Maßnahme, die auf Grund
eines in Abwesenheit der auszuliefernden Person
durchgeführten gerichtlichen Verfahrens rechts-
kräftig verhängt worden ist, wird nur bewilligt,
wenn der ersuchende Staat zusichert, daß das Straf-
verfahren nach der Auslieferung nach seinen
Rechtsvorschriften in Anwesenheit der ausgeliefer-
ten Person neu durchgeführt werden wird.

G r u n d s a t z d e r S p e z i a l i t ä t

Artikel 17

(1) Die ausgelieferte Person darf wegen einer vor
ihrer Übergabe begangenen Handlung, auf die sich
die Bewilligung der Auslieferung nicht erstreckt,
oder aus einem anderen vor der Übergabe entstan-
denen Grund weder verfolgt, abgeurteilt oder
irgendeiner Beeinträchtigung ihrer persönlichen
Freiheit unterworfen, noch an einen dritten Staat
weitergeliefert werden.

(2) Die Beschränkung nach Abs. 1 entfällt:
a) wenn der Staat, der die Person ausgeliefert

hat, der Strafverfolgung oder der Vollstrek-
kung einer gerichtlichen Strafe oder vorbeu-
genden Maßnahme zustimmt. Dem Ersuchen
um Zustimmung werden die in Art. 19 vorge-
sehenen Unterlagen und ein vom Gericht auf-
genommenes Protokoll beigefügt, aus dem
die Stellungnahme der ausgelieferten Person
zu der beabsichtigten Erweiterung der Straf-
verfolgung oder Vollstreckung zu ersehen ist.
Die Zustimmung wird erteilt, wenn die dem
Ersuchen zugrunde liegende Handlung nach
diesem Vertrag die Verpflichtung zur Bewilli-
gung der Auslieferung nach sich zieht;

b) wenn die ausgelieferte Person sich nach ihrer
endgültigen Freilassung länger als 45 Tage im
ersuchenden Staat aufhält, obwohl sie ihn
verlassen konnte und durfte, oder wenn sie
nach Verlassen dieses Staates freiwillig dahin
zurückgekehrt ist.

(3) Wird die Handlung während des Verfahrens
im ersuchenden Staat rechtlich anders als im Auslie-
ferungsverfahren gewürdigt, so darf die ausgelie-
ferte Person nur insoweit verfolgt oder abgeurteilt
werden, als die neue rechtliche Würdigung bei
gleichbleibendem Sachverhalt ebenfalls der Auslie-
ferung unterliegt.
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(4) Innerhalb der in Abs. 2 lit. b erwähnten Frist
wird der ausgelieferten Person die Ausreise gestat-
tet, es sei denn, daß sie nach ihrer Auslieferung eine
neue strafbare Handlung begangen hat. In diesem
Fall beginnt die im Abs. 2 lit. b erwähnte Frist erst,
wenn die ausgelieferte Person auch in dem wegen
dieser strafbaren Handlung eingeleiteten Strafver-
fahren endgültig freigelassen worden ist.

A u s f o l g u n g v o n G e g e n s t ä n d e n

Artikel 18

(1) Wird die Auslieferung einer Person bewilligt,
so wird auch ohne besonderes Ersuchen die Ausfol-
gung von Gegenständen bewilligt".

a) die als Beweismittel dienen können;
b) die von der auszuliefernden Person durch die

strafbare Handlung oder durch die Verwer-
tung der daher stammenden Gegenstände
erlangt worden sind.

(2) Kann eine Auslieferung, die nach diesem Ver-
trag zulässig wäre, nicht bewilligt werden, weil die
auszuliefernde Person geflüchtet oder gestorben ist
oder auf dem Hoheitsgebiet des ersuchten Staates
nicht betreten werden konnte, so wird die Ausfol-
gung von Gegenständen dennoch bewilligt.

(3) In jedem Fall bleiben Rechte des ersuchten
Staates oder dritter Personen an den Gegenständen
unberührt. Die Gegenstände werden im Hinblick
auf solche Rechte nach Abschluß des Verfahrens im
ersuchenden Staat so bald wie möglich und kosten-
los dem ersuchten Staat zurückgestellt. Würden
solche Rechte durch die Übergabe beeinträchtigt,
so wird die Ausfolgung nicht bewilligt.

(4) Für die Ausfolgung von Gegenständen nach
diesem Artikel finden Vorschriften über die Ein-
und Ausfuhr von Gegenständen und Devisen keine
Anwendung.

U n t e r l a g e n

Artikel 19

(1) Dem Ersuchen um Auslieferung wird eine
Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift (Kopie)
eines Haftbefehles, eines vollstreckbaren verurtei-
lenden Erkenntnisses, einer Entscheidung über die
Anordnung einer vorbeugenden Maßnahme oder
einer sonstigen Urkunde gleicher Wirksamkeit bei-
gefügt. Diese Urkunden müssen vom zuständigen
Richter unterschrieben und mit dem amtlichen Sie-
gel versehen sein.

(2) Sofern dies in den in Abs. 1 angeführten
Urkunden nicht enthalten ist, werden auch beige-
fügt:

a) eine Darstellung der Handlung mit Angabe
von Zeit und Ort der Begehung;

b) eine rechtliche Würdigung der Handlung
und eine Abschrift der anzuwendenden oder
angewendeten gesetzlichen Bestimmungen;
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c) im Falle eines Ersuchens um Auslieferung zur
Vollstreckung einer Strafe oder vorbeugen-
den Maßnahme die Unterlagen, aus denen
sich die Vollstreckbarkeit der Entscheidung
ergibt;

d) möglichst genaue Angaben über die Person,
deren Auslieferung begehrt wird, ihre Staats-
angehörigkeit und ihren Wohn- oder Aufent-
haltsort.

E r g ä n z u n g d e r U n t e r l a g e n

Artikel 20

Hält der ersuchte Staat die ihm übermittelten
Angaben und Unterlagen für nicht ausreichend, so
ersucht er um die notwendige Ergänzung. Er kann
für das Einlangen dieser Ergänzung eine angemes-
sene Frist bestimmen; diese kann auf begründetes
Ersuchen verlängert werden. Mangels einer Ergän-
zung wird über das Ersuchen um Auslieferung auf
Grund der vorhandenen Angaben und Unterlagen
entschieden.

G e s c h ä f t s w e g

Artikel 21

(1) Ersuchen nach diesem Vertrag werden
schriftlich gestellt.

(2) Der Schriftverkehr in Auslieferungs- und
Durchlieferungssachen findet, sofern in diesem
Vertrag nichts anderes bestimmt ist, zwischen dem
Bundesministerium für Justiz der Republik Öster-
reich und dem Bundessekretariat für Justiz und
Organisation der Bundesverwaltung der Sozialisti-
schen Föderativen Republik Jugoslawien statt. Der
diplomatische Weg wird dadurch nicht ausge-
schlossen.

S p r a c h e , L e g a l i s i e r u n g

Artikel 22

Die nach diesem Vertrag gestellten Ersuchen
und die beizufügenden Unterlagen werden in der
Sprache des ersuchenden Staates abgefaßt. Sie
bedürfen keiner Legalisierung. Übersetzungen wer-
den nicht angeschlossen.

A u s f o r s c h u n g , A u s l i e f e r u n g s h a f t

Artikel 23

Stellt der ersuchende Staat ein den Bestimmun-
gen dieses Vertrages entsprechendes Auslieferungs-
ersuchen und macht er glaubhaft, daß sich die Per-
son, deren Auslieferung begehrt wird, auf dem
Hoheitsgebiet des ersuchten Staates befindet, so
trifft der ersuchte Staat unverzüglich die zu ihrer
Ausforschung erforderlichen Maßnahmen. Wenn
es notwendig ist, nimmt er diese Person nach Maß-
gabe seines Rechts in Auslieferungshaft oder trifft
sonstige Maßnahmen zur Verhinderung ihres Ent-
weichens.
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V o r l ä u f i g e A u s l i e f e r u n g s h a f t

Artikel 24

(1) In dringenden Fällen kann der ersuchende
Staat um die Verhängung der vorläufigen Ausliefe-
rungshaft über die gesuchte Person ersuchen. Ein
solches Ersuchen kann von den Justizbehörden und
den obersten Polizeibehörden des einen Vertrags-
staates an die entsprechenden Justiz- und Polizei-
behörden des anderen Vertragsstaates gerichtet
werden. Der ersuchte Staat entscheidet nach sei-
nem Recht über die Verhängung der vorläufigen
Auslieferungshaft oder über die Anordnung sonsti-
ger Maßnahmen zur Verhinderung des Entwei-
chens der gesuchten Person.

(2) Das Ersuchen um Verhängung der vorläufi-
gen Auslieferungshaft hat anzugeben, daß eine der
im Art. 19 Abs. 1 erwähnten Urkunden vorhanden
ist und daß die Absicht besteht, ein Auslieferungser-
suchen zu stellen. Das Ersuchen hat auch eine
kurze Darstellung der Handlung unter Anführung
von Zeit und Ort ihrer Begehung, der angedrohten
oder zu vollstreckenden Strafe oder vorbeugenden
Maßnahme sowie möglichst genaue Angaben über
die Person, die ausgeliefert werden soll, ihre Staats-
angehörigkeit und ihren Wohn- oder Aufenthalts-
ort zu enthalten.

(3) Ein Ersuchen nach Abs. 1 kann auch unmit-
telbar im Postweg, fernschriftlich oder im Wege der
Internationalen Kriminalpolizeilichen Organisation
— INTERPOL übermittelt werden. Der ersu-
chende Staat wird unverzüglich verständigt, inwie-
weit seinem Ersuchen Folge gegeben worden ist.

(4) Die vorläufige Haft kann aufgehoben wer-
den, wenn das Auslieferungsersuchen und die in
Art. 19 erwähnten Unterlagen nicht innerhalb von
30 Tagen übermittelt werden. Die vorläufige Aus-
lieferungshaft darf in keinem Fall 45 Tage, gerech-
net vom Tage der Anhaltung, überschreiten. Die
vorläufige Auslieferungshaft kann jederzeit aufge-
hoben werden, wenn der ersuchte Staat andere
Maßnahmen trifft, die er zur Verhinderung der
Flucht der gesuchten Person für notwendig erach-
tet.

(5) Die Aufhebung der vorläufigen Ausliefe-
rungshaft steht einer neuerlichen Verhaftung und
der Auslieferung nicht entgegen, wenn das Auslie-
ferungsersuchen später einlangt.

A n b o t d e r A u s l i e f e r u n g

Artikel 25

(1) Erlangen die zuständigen Behörden eines
Vertragsstaates davon Kenntnis, daß sich auf dem
Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaates eine Person
befindet, deren Auslieferung vom anderen Ver-
tragsstaat begehrt werden kann, so können sie diese
Person in vorläufige Auslieferungshaft nehmen.
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Der andere Vertragsstaat ist hievon unverzüglich
unter Angabe von Zeit und Ort der Verhaftung auf
dem in Art. 24 Abs. 3 beschriebenen Weg zu ver-
ständigen.

(2) Der nach Abs. 1 verständigte Vertragsstaat
teilt unverzüglich, spätestens innerhalb von
15 Tagen ab dem Tag des Einlangens der Benach-
richtigung von der Verhaftung mit, ob er ein Aus-
lieferungsersuchen stellen wird. Das Auslieferungs-
ersuchen muß innerhalb von 30 Tagen ab der
Ankündigung des Auslieferungsersuchens gestellt
werden.

(3) Die Haft wird aufgehoben, wenn innerhalb
der im Abs. 2 genannten Frist kein Auslieferungser-
suchen angekündigt oder mitgeteilt wird, daß die
Auslieferung nicht begehrt wird.

(4) Die Aufhebung der vorläufigen Ausliefe-
rungshaft steht einer neuerlichen Verhaftung und
der Auslieferung nicht entgegen, wenn das Auslie-
ferungsersuchen später einlangt.

E n t s c h e i d u n g ü b e r d a s A u s l i e f e -
r u n g s e r s u c h e n

Artikel 26

(1) Der ersuchte Staat entscheidet ehestmöglich
über die Auslieferung und setzt den ersuchenden
Staat von seiner Entscheidung in Kenntnis.

(2) Eine vollständige oder teilweise Ablehnung
der Auslieferung ist zu begründen.

M e h r h e i t von A u s l i e f e r u n g s e r s u -
chen

Artikel 27

(1) Wird von einem Vertragsstaat und von einem
dritten Staat um die Auslieferung ersucht, so ent-
scheidet der ersuchte Staat über den Vorrang unter
Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere des
Tatorts, der zeitlichen Reihenfolge des Einlangens
der Ersuchen, der Staatsangehörigkeit der auszulie-
fernden Person, der Möglichkeit ihrer Weiterliefe-
rung und, wenn sich die Ersuchen auf verschiedene
Handlungen beziehen, auch der Schwere dieser
Handlungen.

(2) Liegen den Ersuchen verschiedene Handlun-
gen zugrunde und wird dem Ersuchen eines dritten
Staates der Vorzug gegeben, so wird der ersuchte
Staat dem anderen Vertragsstaat zugleich mit der
Entscheidung über das Auslieferungsersuchen mit-
teilen, inwieweit er einer etwaigen Weiterlieferung
aus dem dritten Staat an den anderen Vertragsstaat
zustimmt.

Ü b e r g a b e d e r a u s z u l i e f e r n d e n P e r -
son

Artikel 28

(1) Im Falle der Bewilligung der Auslieferung
teilt der ersuchte Staat mit, wann er zur Übergabe
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bereit ist. Die Vertragsstaaten pflegen das Einver-
nehmen über Zeit und Ort der Übergabe und geben
anläßlich der Übergabe bekannt, während welcher
Zeit sich die auszuliefernde Person in Ausliefe-
rungshaft befunden hat.

(2) Die auszuliefernde Person kann entlassen
werden, wenn sie nicht innerhalb von 15 Tagen ab
dem Tag, an dem der ersuchte Staat zur Übergabe
bereit ist, übernommen wird. Nach Ablauf von
30 Tagen nach diesem Tag wird sie jedenfalls aus
der Auslieferungshaft entlassen und das Ausliefe-
rungsersuchen als gegenstandslos betrachtet.

(3) Wird die Übergabe der auszuliefernden Per-
son wegen ihres Gesundheitszustandes oder sonst
aus außergewöhnlichen Gründen verhindert, so
werden die Vertragsstaaten einander davon ver-
ständigen und nach Wegfall der Hindernisse das
Einvernehmen durch Festsetzung eines neuen Zeit-
punktes für die Übergabe pflegen, ab dem die in
Abs. 2 genannten Fristen zu laufen beginnen.

A u f g e s c h o b e n e , b e d i n g t e Ü b e r g a b e

Artikel 29

(1) Der ersuchte Staat kann nach Bewilligung
der Auslieferung die Übergabe der auszuliefernden
Person aufschieben, um ein Strafverfahren wegen
einer anderen strafbaren Handlung gegen sie
durchzuführen oder eine durch seine Gerichte
wegen einer strafbaren Handlung ausgesprochene
Freiheitsstrafe oder angeordnete vorbeugende
Maßnahme zu vollstrecken.

(2) Wird die Übergabe aufgeschoben, so kann
der ersuchte Staat die auszuliefernde Person auf
Ersuchen des ersuchenden Staates diesem zeitweilig
zur Durchführung dringender Prozeßhandlungen
übergeben. Die Prozeßhandlungen sind im Ersu-
chen näher zu bezeichnen.

(3) Der ersuchende Staat hält die zeitweilig über-
gebene Person in Haft und wird sie nach Durch-
führung der Prozeßhandluhg unverzüglich rück-
überstellen. Die auf dem Hoheitsgebiet des ersu-
chenden Staates verbüßte Haft wird auf die im
ersuchten Staat zu verhängende oder verhängte
Strafe angerechnet.

B e g l e i t p e r s o n a l

Artikel 30

(1) Das Begleitpersonal, das eine auszuliefernde
Person in das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staates zu bringen oder aus diesem abzuholen hat,
ist berechtigt, auf dem Hoheitsgebiet des anderen
Vertragsstaates bis zur Übergabe oder nach der
Übernahme der auszuliefernden Person die nötigen
Vorkehrungen zu treffen, um ihr Entweichen zu
verhindern.

(2) Dem Begleitpersonal ist bei seiner Dienstver-
richtung auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver-
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tragsstaates das Tragen der Dienstkleidung und das
Mitführen der erforderlichen Dienstwaffen und
Ausrüstungsgegenstände gestattet. Von der Waffe
darf nur im Falle der Notwehr Gebrauch gemacht
werden.

Ü b e r g a b e v o n G e g e n s t ä n d e n

Artikel 31

(1) Gegenstände, deren Ausfolgung gemäß
Art. 18 bewilligt worden ist, werden, wenn möglich,
gleichzeitig mit der auszuliefernden Person überge-
ben.

(2) Die Übergabe von Gegenständen zum Zweck
ihrer Ausfolgung an den Geschädigten kann mit
Zustimmung des anderen Vertragsstaates bereits
vor Bewilligung der Auslieferung erfolgen, wenn
die auszuliefernde Person mit deren unmittelbarer
Rückgabe an den Geschädigten einverstanden ist.

A n z u w e n d e n d e s V e r f a h r e n s r e c h t ,
B e n a c h r i c h t i g u n g

Artikel 32

(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Ver-
trages kommt für das Auslieferungsverfahren und
die Auslieferungshaft im Hoheitsgebiet des ersuch-
ten Staates dessen Recht zur Anwendung.

(2) Wird eine Person zur Strafverfolgung ausge-
liefert, so setzt der ersuchende Staat den ersuchten
Staat vom Ergebnis des Strafverfahrens in Kennt-
nis. Liegt eine rechtskräftige Entscheidung hierüber
vor, so wird diese in Ausfertigung oder in einer
beglaubigten Abschrift (Kopie) übermittelt.

D u r c h l i e f e r u n g

Artikel 33

(1) Die Durchlieferung einer von einem dritten
Staat an einen Vertragsstaat auszuliefernden Per-
son durch das Gebiet des anderen Vertragsstaates
wird unter denselben Bedingungen wie die Auslie-
ferung bewilligt.

(2) Soweit in diesem Vertrag nichts anderes
bestimmt ist, gelten seine Bestimmungen auch für
die Durchlieferung.

(3) Der ersuchte Staat kann die Durchlieferung
ablehnen, wenn das Ersuchen eine Person betrifft,
gegen die in diesem Staat ein Strafverfahren anhän-
gig ist oder ein vollstreckbares verurteilendes
Erkenntnis vorliegt, oder wenn die Durchlieferung
wesentliche Interessen dieses Staates verletzen
könnte.

(4) Für die Dauer der Durchlieferung hat der
ersuchte Staat die durchzuliefernde Person in Haft
zu halten. Er darf sie wegen Handlungen, die vor
der Durchlieferung begangen wurden, ohne
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Zustimmung des ausliefernden Staates weder ver-
folgen noch an ihr eine Strafe oder vorbeugende
Maßnahme vollstrecken.

(5) Die Durchlieferung eigener Staatsangehöri-
ger wird nicht bewilligt.

D u r c h l i e f e r u n g im L u f t w e g

Artikel 34

(1) Soll eine Person in Durchführung einer Aus-
lieferung von einem dritten Staat an einen Ver-
tragsstaat auf dem Luftweg ohne Zwischenlandung
durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaa-
tes durchbefördert werden, so bedarf es keiner aus-
drücklichen Bewilligung des überflogenen Ver-
tragsstaates. Dieser Staat wird vom ersuchenden
Staat im voraus davon unterrichtet, daß eine der im
Art. 19 Abs. 1 bezeichneten Unterlagen vorhanden
ist, daß die durchzubefördernde Person nicht
Staatsangehöriger des überflogenen Vertragsstaates
ist, daß sie nicht wegen einer Handlung militäri-
schen oder politischen Charakters verfolgt wird,
daß keine wegen einer solchen Handlung ver-
hängte Strafe oder ausgesprochene Maßnahme an
ihr vollstreckt werden soll und daß kein Fall des
Art. 10 vorliegt.

(2) Für den Fall einer unvorhergesehenen Zwi-
schenlandung auf dem Hoheitsgebiet des überflo-
genen Staates hat eine Mitteilung nach Abs. 1 die-
selben Wirkungen wie das im Art. 24 vorgesehene
Ersuchen um Verhängung der vorläufigen Ausliefe-
rungshaft.

D u r c h b e f ö r d e r u n g z u r V o l l s t r e k -
k u n g

Artikel 35

Die Bestimmungen über die Durchlieferung
(Art. 33 und 34) werden sinngemäß auch auf die
Überstellung einer Person angewendet, die zur
Vollstreckung einer von einem Gericht eines dritten
Staates wegen einer strafbaren Handlung ausge-
sprochenen Freiheitsstrafe oder vorbeugenden
Maßnahme durch das Hoheitsgebiet des einen Ver-
tragsstaates in das Hoheitsgebiet des anderen Ver-
tragsstaates gebracht wird. Dasselbe gilt, wenn eine
Person in einem Vertragsstaat verurteilt worden ist
und durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staates zur Vollstreckung in das Hoheitsgebiet
eines dritten Staates gebracht wird.

K o s t e n

Artikel 36

Die im Zusammenhang mit einer Auslieferung,
einer bedingten Übergabe einer Person nach
Art. 29 Abs. 2 oder einer Ausfolgung von Gegen-
ständen in seinem Gebiet entstandenen Kosten
trägt der ersuchte Staat. Der ersuchende Staat trägt
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die Flugkosten, die durch eine auf sein Ersuchen
auf dem Luftweg vorgenommene Übergabe, sowie
die Kosten, die durch die Durchlieferung entstan-
den sind.

D e f i n i t i o n e n

Artikel 37

(1) Im Sinne dieses Vertrages wird als „Sprache
des ersuchenden Staates" betrachtet:

a) für das Gebiet der Republik Österreich die
deutsche Sprache;

b) für das ganze Gebiet der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugoslawien die serbo-
kroatische Sprache, die kroatische Schrift-
sprache, die slowenische und mazedonische
Sprache.

(2) Im Sinne dieses Vertrages bedeutet der Aus-
druck „vorbeugende Maßnahme":

a) in der Republik Österreich jede die Freiheit
beschränkende Maßnahme, die durch das
Urteil eines Strafgerichtes neben oder an
Stelle einer Strafe angeordnet wird;

b) in der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien Sicherungs- und Erziehungs-
maßnahmen sowie Maßnahmen der Schutz-
aufsicht im Zusammenhang mit der beding-
ten Strafnachsicht, die nach dem Strafrecht
der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien vorgesehen sind.

(3) Im Sinne dieses Vertrages werden als „Justiz-
behörden" betrachtet:

a) in der Republik Österreich die Gerichte, die
Staatsanwaltschaften und das Bundesministe-
rium für Justiz;

b) in der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien die ordentlichen Gerichte, die
öffentlichen Anklägerschaften und das Bun-
dessekretariat für Justiz und Organisation
der Bundesverwaltung.

(4) Im Sinne dieses Vertrages werden als „ober-
ste Polizeibehörden" betrachtet:

a) in der Republik Österreich das Bundesmini-
sterium für Inneres;

b) in der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien das Bundessekretariat für Innere
Angelegenheiten.

(5) Ist die Dauer des Vollzuges der vorbeugen-
den Maßnahme unbestimmt, so ist für die Beurtei-
lung, ob sie mindestens vier Monate (Art. 2 Abs. 2)
beträgt, der Zeitpunkt maßgebend, zu dem die
Maßnahme nach dem Recht des ersuchenden Staa-
tes spätestens aufzuheben ist.

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

Artikel 38

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Rati-
fikationsurkunden werden in Wien ausgetauscht.

314
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Artikel 39

(1) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten
Monats nach dem Austausch der Ratifikationsur-
kunden in Kraft.

(2) Der Vertrag wird für unbestimmte Zeit
geschlossen. Er kann von jedem Vertragsstaat auf
diplomatischem Weg schriftlich mit einer Kündi-
gungsfrist von sechs Monaten gekündigt werden.

Geschehen zu Belgrad, am 1. Februar 1982, in
zwei Urschriften in deutscher und serbokroatischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise au-
thentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Broda

Für die Sozialistische
Föderative Republik Jugoslawien:

Banović

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 21. Oktober 1983 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 39 Abs. 1 am
1. Jänner 1984 in Kraft.

Sinowatz

547.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER SOZIALISTISCHEN
FÖDERATIVEN REPUBLIK JUGOSLA-
WIEN ÜBER DIE WECHSELSEITIGE
VOLLZIEHUNG GERICHTLICHER
ENTSCHEIDUNGEN IN STRAFSACHEN

Der Bundespräsident der Republik Österreich

und

das Präsidium der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien,

von dem Wunsche geleitet, die rechtlichen Bezie-
hungen zwischen den beiden Staaten zu vertiefen
und den rechtlichen Verkehr zwischen ihnen zu
erleichtern, sind übereingekommen, einen Vertrag
über die wechselseitige Vollziehung gerichtlicher
Entscheidungen in Strafsachen abzuschließen, und
haben zu diesem Zweck folgendes vereinbart:
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TEIL I

Allgemeine Bestimmungen

P f l i c h t z u r Ü b e r w a c h u n g u n d V o l l -
s t r e c k u n g

Artikel 1

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, auf
Ersuchen nach den nachstehenden Vorschriften
und Bedingungen wechselseitig:

1. Personen, über die von dem Gericht eines
Vertragsstaates eine bedingte strafrechtliche
Sanktion rechtskräftig verhängt worden ist,
innerhalb einer Probezeit zu überwachen;

2. eine Freiheitsstrafe oder vorbeugende Maß-
nahme, die von dem Gericht eines Vertrags-
staates rechtskräftig verhängt worden ist, zu
vollstrecken.

(2) Die Überwachung oder die Vollstreckung in
einem Vertragsstaat erfolgt nur, wenn die verur-
teilte Person Staatsangehöriger dieses Vertragsstaa-
tes ist und in diesem ihren Wohnsitz oder Aufent-
halt hat.

G e r i c h t l i c h e E n t s c h e i d u n g e n , d i e
e i n e r Ü b e r w a c h u n g o d e r V o l l s t r e k -

k u n g u n t e r l i e g e n

Artikel 2

Die Überwachung oder die Vollstreckung erfolgt
nur, wenn die der Entscheidung zugrundeliegende
Handlung nach dem Recht beider Vertragsstaaten
mit gerichtlicher Strafe bedroht ist.

P o l i t i s c h e s t r a f b a r e H a n d l u n g e n

Artikel 3

(1) Die Überwachung oder die Vollstreckung
erfolgt nicht, wenn die der gerichtlichen Entschei-
dung zugrundeliegende Handlung nach Ansicht
des ersuchten Staates eine strafbare Handlung poli-
tischen Charakters darstellt.

(2) Eine strafbare Handlung, bei welcher unter
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles,
insbesondere der Art der Begehung, der angewen-
deten oder angedrohten Mittel oder der Schwere
der eingetretenen oder beabsichtigten Folgen, der
kriminelle Charakter der Tat den politischen über-
wiegt, wird nicht als strafbare Handlung politischen
Charakters betrachtet.

M i l i t ä r i s c h e s t r a f b a r e H a n d l u n g e n

Artikel 4

Die Überwachung oder die Vollstreckung erfolgt
nicht, wenn die der gerichtlichen Entscheidung
zugrundeliegende Handlung nach Ansicht des
ersuchten Staates ausschließlich in der Verletzung
militärischer Pflichten besteht.
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F i s k a l i s c h e s t r a f b a r e H a n d l u n g e n

Artikel 5

Die Überwachung oder die Vollstreckung erfolgt
nicht, wenn die der gerichtlichen Entscheidung
zugrundeliegende Handlung nach Ansicht des
ersuchten Staates ausschließlich eine Verletzung
von Abgaben-, Monopol-, Zoll- oder Devisenvor-
schriften oder von Vorschriften über die Warenbe-
wirtschaftung oder über den Außenhandel darstellt.

V e r j ä h r u n g

Artikel 6

Die Überwachung oder die Vollstreckung erfolgt
nicht, wenn die Vollstreckung der Strafe oder vor-
beugenden Maßnahme nach dem Recht eines der
beiden Vertragsstaaten verjährt ist.

A u s n a h m e g e r i c h t e

Artikel 7

Die Überwachung oder die Vollstreckung erfolgt
nicht, wenn die Entscheidung von einem Ausnah-
megericht getroffen worden ist.

A b w e s e n h e i t s u r t e i l e

Artikel 8

Die Überwachung oder die Vollstreckung erfolgt
nicht, wenn die Entscheidung in Abwesenheit der
verurteilten Person ergangen ist.

G r u n d s a t z ne bis in i d e m

Artikel 9

(1) Die Überwachung oder die Vollstreckung
erfolgt nicht, wenn die verurteilte Person im
ersuchten Staat wegen derselben Handlung bereits
rechtskräftig verurteilt oder aus einem anderen
Grund als wegen Fehlens der Gerichtsbarkeit frei-
gesprochen worden ist.

(2) Die Verurteilung in einem dritten Staat steht
einer Überwachung oder einer Vollstreckung nur
entgegen, wenn die über die verurteilte Person dort
verhängte Strafe ganz vollstreckt oder zur Gänze
oder für den noch nicht vollstreckten Teil nachge-
sehen worden ist.

(3) Ist in einem Vertragsstaat, der die Überwa-
chung oder die Vollstreckung übernehmen soll,
gegen die verurteilte Person wegen der dem Ersu-
chen zugrundeliegenden Handlung ein Strafverfah-
ren anhängig und ist die Überwachung oder die
Vollstreckung übernommen worden, so stellt dieser
Vertragsstaat das Strafverfahren vorläufig ein. Er
erlangt das Recht zur Verfolgung wieder, wenn
sich die verurteilte Person der Überwachung oder
der Vollstreckung entzieht. Der Staat, der die
Überwachung oder die Vollstreckung übernommen
hat, stellt das Strafverfahren endgültig ein, wenn
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die Strafe oder vorbeugende Maßnahme endgültig
vollstreckt oder nachgesehen worden ist.

O r d r e p u b l i c

Artikel 10

Die Überwachung oder die Vollstreckung erfolgt
nicht, wenn die Erledigung des Ersuchens die
Sicherheit des ersuchten Staates beeinträchtigen
oder gegen Grundsätze seiner Rechtsordnung ver-
stoßen könnte.

TEIL II

Überwachung

G r u n d s ä t z e d e r Ü b e r w a c h u n g

Artikel 11

Wird über eine Person, die in einem Vertrags-
staat ihren Wohnsitz oder Aufenthalt hat, im ande-
ren Vertragsstaat wegen einer strafbaren Handlung
unter Setzung einer Probezeit eine bedingte straf-
rechtliche Sanktion verhängt (Urteilsstaat), so kann
jeder der beiden Vertragsstaaten durch ein Ersu-
chen darauf hinwirken, daß die Überwachung in
dem Staat erfolgt, in dem die verurteilte Person
ihren Wohnsitz oder Aufenthalt hat (Überwa-
chungsstaat).

Ü b e r w a c h u n g s m a ß n a h m e n

Artikel 12

(1) Die Überwachung (Art. 1 Abs. 1 Z 1) besteht
einerseits in der Anordnung der nach dem Recht
des Überwachungsstaates vorgesehenen Maßnah-
men, die auf eine Besserung und Wiederanpassung
der verurteilten Person an das Leben in der
Gemeinschaft abzielen, und andererseits in der
Beaufsichtigung ihrer Führung, um sicherzustellen,
daß erforderlichenfalls der bedingte Aufschub der
strafrechtlichen Sanktion widerrufen werden kann.

(2) Bei der Anordnung der zur Überwachung
erforderlichen Maßnahmen wird so weit wie mög-
lich auf die im Urteilsstaat angeordneten Maßnah-
men Bedacht genommen.

(3) Die im Überwachungsstaat angeordneten
Überwachungsmaßnahmen dürfen ihrer Art und
Dauer nach in keinem Fall strenger sein als die im
Urteilsstaat ausgesprochenen.

(4) Zu einem Widerruf der bedingten strafrecht-
lichen Sanktion ist ausschließlich der Urteilsstaat
zuständig.

(5) Die Überwachung richtet sich ausschließlich
nach dem Recht des Überwachungsstaates.
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B e w i l l i g u n g d e r Ü b e r w a c h u n g

Artikel 13

(1) Auf Grund eines Ersuchens, dem die in
Art. 28 bezeichneten Unterlagen beizufügen sind,
verständigt der ersuchte Staat den ersuchenden
Staat, inwieweit dem Ersuchen stattgegeben wor-
den ist. Eine gänzliche oder teilweise Ablehnung ist
zu begründen.

(2) Der Überwachungsstaat teilt dem Urteilsstaat
die der verurteilten Person auferlegten Bedingun-
gen und die angeordneten Maßnahmen mit, denen
diese während der Probezeit unterworfen ist.

(3) Der Überwachungsstaat verständigt den
Urteilsstaat so bald wie möglich von allen Umstän-
den, die einen Widerruf einer bedingten strafrecht-
lichen Sanktion bewirken könnten; er verständigt
den Urteilsstaat jedenfalls mit Ablauf der Probezeit
von allen die Überwachung betreffenden Umstän-
den.

M i t t e i l u n g e n

Artikel 14

(1) Der Urteilsstaat verständigt den Überwa-
chungsstaat unverzüglich von allen Umständen, die
auf die Überwachung Einfluß haben könnten. Er
verständigt ihn insbesondere von Gnadenmaßnah-
men, Amnestien oder einem Widerruf der beding-
ten strafrechtlichen Sanktion.

(2) Widerruft der Urteilsstaat die bedingte straf-
rechtliche Sanktion, so steht es ihm frei, den Über-
wachungsstaat auf Grund dieses Vertrages um die
Vollstreckung der Strafe oder vorbeugenden Maß-
nahme zu ersuchen.

W i r k u n g e n d e r Ü b e r w a c h u n g

Artikel 15

Ist die Überwachung übernommen worden, so
haben im Urteilsstaat vorläufig weitere Vollstrek-
kungsmaßnahmen zu unterbleiben. Das Recht des
Urteilsstaates auf Vollstreckung erlischt endgültig,
wenn in der Probezeit kein Umstand eingetreten
ist, der nach dem Recht des Urteilsstaates den
Widerruf der bedingten strafrechtlichen Sanktion
bewirkt.

TEIL III

V o l l s t r e c k u n g

G r u n d s ä t z e d e r V o l l s t r e c k u n g

Artikel 16

(1) Wird eine Person, die in einem Vertragsstaat
ihren Wohnsitz oder Aufenthalt hat, im anderen
Vertragsstaat wegen einer strafbaren Handlung
rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt
(Urteilsstaat) oder wird wegen dieser strafbaren
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Handlung eine vorbeugende Maßnahme angeord-
net, so kann jeder der beiden Vertragsstaaten durch
ein Ersuchen darauf hinwirken, daß die Vollstrek-
kung der Strafe oder vorbeugenden Maßnahme in
dem Staat erfolgt, in dem die verurteilte Person
ihren Wohnsitz oder Aufenthalt hat (Vollstrek-
kungsstaat).

(2) Keine Bestimmung dieses Vertrages schließt
ein auf die Übertragung der Vollstreckung gerich-
tetes Antragsrecht der verurteilten Person, ihres
gesetzlichen Vertreters, ihres Ehegatten, eines Ver-
wandten in gerader Linie oder ihrer Geschwister
aus.

V o l l s t r e c k u n g s v o r a u s s e t z u n g e n

Artikel 17

(1) Unbeschadet der Art. 2 bis 10 erfolgt die
Vollstreckung nicht, wenn:

1. die verurteilte Person der Vollstreckung nicht
zustimmt;

2. sich die verurteilte Person im Urteilsstaat in
Haft befindet und zum Zeitpunkt des Ersu-
chens eine vier Monate nicht übersteigende
Freiheitsstrafe oder vorbeugende Maßnahme
zu vollstrecken ist.

(2) Die Vollstreckung wird nicht übertragen,
wenn:

1. die verurteilte Person im Urteilsstaat Asyl
genießt;

2. die Übertragung der Vollstreckung mit Ver-
pflichtungen des Urteilsstaates aus mehrseiti-
gen Übereinkommen nicht vereinbar wäre.

(3) Zur Beurteilung der Voraussetzung des
Abs. 1 Z 2 werden mehrere Freiheitsstrafen oder
vorbeugende Maßnahmen oder ihre zu vollstrek-
kenden Reste zusammengerechnet.

(4) Ist die verurteilte Person nicht in der Lage,
eine rechtsgültige Zustimmung zur Vollstreckung
zu geben, so ist die Zustimmung des gesetzlichen
Vertreters (Beistandes) nach dem Recht desjenigen
Staates, in dem sich die verurteilte Person aufhält,
einzuholen.

E i g e n e S t a a t s a n g e h ö r i g e

Artikel 18

Eigene Staatsangehörige werden zum Zweck der
Vollstreckung einer Strafe oder vorbeugenden
Maßnahme nicht überstellt.

B i n d u n g an d i e T a t s a c h e n f e s t s t e l -
l u n g e n

Artikel 19

(1) Im Falle der Vollstreckung ist der Vollstrek-
kungsstaat an die der gerichtlichen Entscheidung
zugrunde gelegten Tatsachenfeststellungen gebun-
den.
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(2) Für die Entscheidung über einen Antrag auf
Wiederaufnahme des Strafverfahrens ist ausschließ-
lich der Urteilsstaat zuständig.

(3) Wird die dem Ersuchen um Vollstreckung
zugrundeliegende gerichtliche Entscheidung im
Urteilsstaat nachträglich aufgehoben oder abgeän-
dert, so verständigt dieser Staat hievon unverzüg-
lich den Vollstreckungsstaat.

G n a d e n m a ß n a h m e n , A m n e s t i e

Artikel 20

Gnadenmaßnahmen und Amnestien zugunsten
der verurteilten Person können sowohl vom
Urteilsstaat als auch vom Vollstreckungsstaat
ergriffen werden. Werden solche Maßnahmen vom
Urteilsstaat ergriffen, so setzt er den Vollstrek-
kungsstaat hievon unverzüglich in Kenntnis.

V o l l s t r e c k u n g

Artikel 21

Die Vollstreckung einschließlich der bedingten
Entlassung richtet sich ausschließlich nach dem
Recht des Vollstreckungsstaates.

B e w i l l i g u n g d e r V o l l s t r e c k u n g

Artikel 22

Auf Grund eines Ersuchens, dem die in Art. 28
bezeichneten Unterlagen beizufügen sind, verstän-
digt der ersuchte Staat den ersuchenden Staat,
inwieweit dem Ersuchen stattgegeben worden ist.
Eine gänzliche oder teilweise Ablehnung ist zu
begründen.

V o l l s t r e c k u n g s v e r f a h r e n

Artikel 23

(1) Wird die Vollstreckung übernommen, so set-
zen die Gerichte des Vollstreckungsstaates unter
Bedachtnahme auf die im Urteilsstaat ausgespro-
chene Freiheitsstrafe oder vorbeugende Maßnahme
die nach ihrem Recht zu vollstreckende Freiheits-
strafe oder vorbeugende Maßnahme fest.

(2) Durch die Vollstreckung im anderen Ver-
tragsstaat darf die verurteilte Person in keinem Fall
schlechter gestellt werden, als sie es im Urteilsstaat
gewesen wäre.

(3) Die im Urteilsstaat in Haft zugebrachte Zeit
wird in die im Vollstreckungsstaat zu verbüßende
Freiheitsstrafe oder vorbeugende Maßnahme zur
Gänze eingerechnet.

S t r a f t e i l u n g

Artikel 24

(1) Liegen der Verurteilung mehrere Handlun-
gen zugrunde, kann die Vollstreckung aber nur
wegen des auf einzelne dieser Handlungen entfal-
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lenden Teiles erfolgen, so wird der Urteilsstaat den
Teil der Strafe bestimmen, der auf diese Handlun-
gen entfällt. Der Vollstreckungsstaat ist berechtigt,
dem Urteilsstaat für diese Entscheidung eine ange-
messene Frist zu setzen.

(2) Entscheidet der Urteilsstaat nach Abs. 1 nicht
innerhalb der gesetzten Frist, so entscheidet dar-
über der Vollstreckungsstaat nach Maßgabe seines
Rechts und seiner Strafbemessungsgrundsätze end-
gültig.

W i r k u n g e n d e r V o l l s t r e c k u n g

Artikel 25

(1) Ist die Vollstreckung übernommen worden,
so hat die weitere Vollstreckung im Urteilsstaat zu
unterbleiben. Befindet sich die verurteilte Person im
Urteilsstaat in Haft, so kann die Haft bis zu ihrer
Überstellung in den Vollstreckungsstaat andauern.

(2) Das Recht des Urteilsstaates auf Vollstrek-
kung erlischt endgültig, wenn die verurteilte Person
die Strafe oder vorbeugende Maßnahme im Voll-
streckungsstaat zur Gänze verbüßt hat oder sie ihr
endgültig nachgesehen worden ist.

(3) Entzieht sich die verurteilte Person der Voll-
streckung im Vollstreckungsstaat, so lebt das Recht
des Urteilsstaates auf Vollstreckung des Strafrestes
wieder auf. Der Vollstreckungsstaat wird den
Urteilsstaat von solchen Umständen unverzüglich
in Kenntnis setzen.

Ü b e r s t e l l u n g

Artikel 26

Befindet sich die verurteilte Person im Urteils-
staat und soll sie zum Zweck der bereits bewilligten
Vollstreckung der über sie verhängten Strafe oder
angeordneten vorbeugenden Maßnahme in den
Vollstreckungsstaat überstellt werden, so sind auf
die Überstellung die Art. 28 bis 30 des Vertrages
zwischen der Republik Österreich und der Soziali-
stischen Föderativen Republik Jugoslawien über die
Auslieferung *) sinngemäß anzuwenden.

G r u n d s a t z d e r S p e z i a l i t ä t

Artikel 27

(1) Wird eine Person in Durchführung einer
nach diesem Vertrag erfolgenden Vollstreckung
aus dem Urteilsstaat in den Vollstreckungsstaat
überstellt, so darf sie dort wegen einer vor ihrer
Übergabe begangenen Handlung, auf die sich die
Vollstreckungsbewilligung nicht bezieht, oder aus
einem anderen vor ihrer Übergabe entstandenen
Grund weder verfolgt, abgeurteilt oder irgendeiner
Beeinträchtigung ihrer persönlichen Freiheit unter-
worfen, noch an einen dritten Staat ausgeliefert
werden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 546/1983
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(2) Die Beschränkung nach Abs. 1 entfällt:
1. wenn der zum Zweck der Vollstreckung über-

stellende Staat der Strafverfolgung, Ausliefe-
rung oder Vollstreckung einer gerichtlichen
Strafe oder vorbeugenden Maßnahme
zustimmt;

2. wenn die überstellte Person sich nach ihrer
endgültigen Entlassung länger als 45 Tage im
Vollstreckungsstaat aufhält, obwohl sie ihn
verlassen konnte und durfte, oder wenn sie
nach Verlassen dieses Staates freiwillig dahin
zurückgekehrt ist.

(3) Auf die Zustimmung nach Abs. 2 Z 1 sind die
Bestimmungen des Vertrages zwischen der Repu-
blik Österreich und der Sozialistischen Föderativen
Republik Jugoslawien über die Auslieferung sinnge-
mäß anzuwenden.

TEIL IV

Gemeinsame B e s t i m m u n g e n über
das Ver fahren

E r s u c h e n u n d U n t e r l a g e n

Artikel 28

(1) Ersuchen nach diesem Vertrag werden
schriftlich gestellt.

(2) Stellt der Urteilsstaat ein Ersuchen nach die-
sem Vertrag, so sind dem Ersuchen anzuschließen:

1. eine mit der Bestätigung der Rechtskraft und
gegebenenfalls auch der Vollstreckbarkeit
versehene Ausfertigung oder beglaubigte
Abschrift (Kopie) des Urteils;

2. eine Abschrift der angewendeten gesetzlichen
Bestimmungen;

3. möglichst genaue Angaben über die Person,
die im anderen Vertragsstaat überwacht wer-
den oder dort die über sie verhängte Strafe
oder vorbeugende Maßnahme verbüßen soll,
ihre Staatsangehörigkeit und ihren Wohn-
oder Aufenthaltsort;

4. gegebenenfalls eine Bestätigung über die
anzurechnenden Haftzeiten;

5. im Falle einer Vollstreckung ein mit der verur-
teilten Person aufgenommenes Protokoll, aus
dem sich die Zustimmung zur Vollstreckung
ergibt;

6. weitere Unterlagen, die für die Beurteilung
des Ersuchens von Bedeutung sein können.

(3) Stellt der Staat, der die Überwachung über-
nehmen oder der die im Urteilsstaat ausgespro-
chene Strafe oder vorbeugende Maßnahme voll-
strecken soll, ein Ersuchen nach diesem Vertrag, so
sind dem Ersuchen anzuschließen:

1. eine Abschrift der anzuwendenden gesetzli-
chen Bestimmungen;

2. möglichst genaue Angaben über die Person,
die überwacht werden oder die Strafe oder
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vorbeugende Maßnahme verbüßen soll, ihre
Staatsangehörigkeit und ihren Wohn- oder
Aufenthaltsort;

3. weitere Unterlagen, die für die Beurteilung
des Ersuchens von Bedeutung sein können;

4. sofern sich die Person, welche die Strafe oder
vorbeugende Maßnahme im Vollstreckungs-
staat verbüßen soll, bereits in diesem Staat
befindet, ein mit ihr aufgenommenes Proto-
koll, aus dem sich die Zustimmung zur Voll-
streckung ergibt.

(4) Im Falle eines Ersuchens nach Abs. 3 über-
mittelt der Urteilsstaat gleichzeitig mit der Bewilli-
gung des Ersuchens eine mit der Bestätigung der
Rechtskraft und gegebenenfalls auch der Voll-
streckbarkeit versehene Ausfertigung oder
Abschrift (Kopie) des Urteils, eine Abschrift der
angewendeten gesetzlichen Bestimmungen sowie
eine Bestätigung über die in Haft zugebrachten
Zeiten.

E r g ä n z u n g d e r U n t e r l a g e n

Artikel 29

Hält der ersuchte Staat die ihm übermittelten
Angaben und Unterlagen für nicht ausreichend, so
ersucht er um die notwendige Ergänzung. Er kann
für das Einlangen dieser Ergänzung eine angemes-
sene Frist bestimmen; diese kann auf begründetes
Ersuchen verlängert werden. Mangels einer Ergän-
zung wird über das Ersuchen auf Grund der vor-
handenen Angaben und Unterlagen entschieden.

G e s c h ä f t s w e g

Artikel 30

(1) Der Schriftverkehr nach diesem Vertrag fin-
det zwischen dem Bundesministerium für Justiz der
Republik Österreich einerseits und dem für Justiz
zuständigen Sekretariat der Sozialistischen Repu-
blik oder der Sozialistischen Autonomen Provinz
der Sozialistischen Föderativen Republik Jugosla-
wien andererseits statt. Der diplomatische Weg
wird hiedurch nicht ausgeschlossen.

(2) In dringenden Fällen können Ersuchen und
Mitteilungen nach diesem Vertrag durch Vermitt-
lung der Internationalen Kriminalpolizeilichen
Organisation (INTERPOL) übermittelt werden.

S p r a c h e , L e g a l i s i e r u n g

Artikel 31

Die nach diesem Vertrag gestellten Ersuchen
und die beizufügenden Unterlagen werden in der
Sprache des ersuchenden Staates abgefaßt. Sie
bedürfen keiner Legalisierung. Übersetzungen wer-
den nicht angeschlossen.
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K o s t e n

Artikel 32

Die in Anwendung dieses Vertrages entstande-
nen Kosten werden nicht ersetzt. Der um Überstel-
lung einer Person im Luftweg ersuchende Staat
trägt aber die Kosten, die durch diese Überstellung
entstanden sind.

D e f i n i t i o n e n

Artikel 33

(1) Im Sinne dieses Vertrages wird als „Sprache
des ersuchenden Staates" betrachtet:

1. für das Gebiet der Republik Österreich die
deutsche Sprache;

2. für das ganze Gebiet der Sozialistischen Föde-
rativen Republik Jugoslawien die serbokroati-
sche Sprache, die kroatische Schriftsprache,
die slowenische und die mazedonische Spra-
che.

(2) Im Sinne dieses Vertrages bedeutet der Aus-
druck „vorbeugende Maßnahme":

1. in der Republik Österreich jede die Freiheit
entziehende Maßnahme, die durch das Urteil
eines Strafgerichtes neben oder an Stelle einer
Strafe angeordnet wird;

2. in der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien Sicherungs- und Erziehungsmaß-
nahmen, die nach dem Strafrecht der Soziali-
stischen Föderativen Republik Jugoslawien
vorgesehen und mit einem Freiheitsentzug
verbunden sind und von den Strafgerichten
angeordnet werden.

(3) Ist die Dauer des Vollzuges der vorbeugen-
den Maßnahme unbestimmt, so ist für die Beurtei-
lung, ob sie mindestens vier Monate (Art. 17 Abs. 1
Z 2) beträgt, der Zeitpunkt maßgebend, zu dem die
Maßnahme nach dem Recht des Urteilsstaates spä-
testens aufzuheben ist.

(4) Im Sinne dieses Vertrages bedeutet der Aus-
druck „bedingte strafrechtliche Sanktion":

1. in der Republik Österreich die bedingte Straf-
nachsicht, die bedingte Nachsicht von vorbeu-
genden Maßnahmen, die bedingte Entlassung
aus einer Freiheitsstrafe oder aus einer vor-
beugenden Maßnahme (§§ 43 und 45 bis 47
des österreichischen Strafgesetzbuches) sowie
die bedingte Verurteilung (§ 13 des Jugendge-
richtsgesetzes 1961);

2. in der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien eine bedingte Verurteilung, eine
bedingte Verurteilung mit einer Schutzauf-
sicht sowie eine bedingte Entlassung.
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TEIL V

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

Artikel 34

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Rati-
fikationsurkunden werden in Wien ausgetauscht.

Artikel 35

Dieser Vertrag findet auch auf gerichtliche Ent-
scheidungen Anwendung, die vor dem Inkrafttreten
dieses Vertrages ergangen sind.

Artikel 36

(1) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten
Monats nach dem Austausch der Ratifikationsur-
kunden in Kraft.

(2) Dieser Vertrag wird für unbestimmte Zeit
geschlossen. Er kann von jedem Vertragsstaat auf
diplomatischem Weg schriftlich mit einer Kündi-
gungsfrist von sechs Monaten gekündigt werden.

Geschehen zu Belgrad, am 1. Februar 1982 in
zwei Urschriften in deutscher und serbokroatischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Broda

Für die Sozialistische
Föderative Republik Jugoslawien:

Banović

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 21. Oktober 1983 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 36 Abs. 1 am
1. Jänner 1984 in Kraft.

Sinowatz
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